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Informationen und Berichte an die Hauptversammlung 
 

Zu Punkt 8 der Tagesordnung berichten wir wie folgt: 
 

Aufhebung des genehmigten Kapitals 2017 sowie Schaffung eines neuen genehmigten Kapi-
tals 2021; Satzungsänderung  

Gemäß § 203 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. § 186 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes berichten wir 
der Hauptversammlung zu Punkt 8 der Tagesordnung wie folgt: 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das genehmigte Kapital 2017 aufzuheben, und die Ver-
waltung zur Ausgabe neuer Aktien der Gesellschaft auf Grundlage eines neuen genehmigten 
Kapitals zu ermächtigen. Die Aufhebung des genehmigten Kapitals 2017 soll jedoch nur erfolgen, 
wenn die neue Ermächtigung wirksam an seine Stelle tritt. 

Die bestehende Ermächtigung läuft zwar erst am 1. Mai 2022 aus, dieser Termin liegt aber mög-
licherweise vor der ordentlichen Hauptversammlung 2022. Aufgrund der großen Bedeutung des 
Instruments des genehmigten Kapitals für die schnelle und flexible Unternehmensfinanzierung 
soll der Verwaltung ununterbrochen ein genehmigtes Kapital in Höhe von 50 % des zur Zeit der 
Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals zur Verfügung stehen.  

Hierdurch soll es der Verwaltung auch weiterhin möglich sein, jederzeit neues Eigenkapital für 
die Gesellschaft zu beschaffen und zum Beispiel Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteili-
gungen an Unternehmen, sowie gegen die Delticom AG gerichtete Forderungen gegen Gewäh-
rung von Aktien zu erwerben. Finanzierungsentscheidungen sind oftmals kurzfristig zu treffen, so 
dass es wichtig ist, über ein Instrument der Eigenkapitalbeschaffung ohne das Erfordernis der 
Einbindung der Hauptversammlung mit ihren entsprechenden Vorlauffristen zu verfügen. 

Grundsätzlich haben die Aktionäre der Gesellschaft ein Bezugsrecht auf neu auszugebende Ak-
tien, das heißt jeder Aktionär hat ein Recht auf den Bezug von neuen Aktien in einer Anzahl, die 
seiner bisherigen Beteiligung am Grundkapital der Gesellschaft entspricht. 

Die Ermächtigung sieht vor, dass die neu auszugebenden Aktien bei einer Kapitalerhöhung ge-
gen Bareinlagen dann von mindestens einem inländischen Kreditinstitut oder einem nach § 53 
Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätigen ausländischen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den 
Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Hierbei handelt es sich nicht um eine Ein-
schränkung des Bezugsrechts, da dem Aktionär mittelbar die gleichen Bezugsrechte gewährt 
werden wie bei einem direkten Bezug. Aus abwicklungstechnischen Gründen wird jedoch min-
destens ein inländisches Kreditinstitut oder ein nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges ausländisches Unternehmen 
zwischengeschaltet, das die Zeichnungswünsche der Aktionäre entgegennimmt und nach Durch-
führung der Kapitalerhöhung die Aktien gegen Zahlung des Bezugspreises an die bezugsberech-
tigten Aktionäre ausliefert.  
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Der Beschlussvorschlag sieht eine Ermächtigung zum Ausschluss des bei Ausnutzung von ge-
nehmigtem Kapital grundsätzlich bestehenden Bezugsrechts der Aktionäre für bestimmte, im Be-
schlussvorschlag im Einzelnen aufgezählte Zwecke gemäß den hierfür maßgeblichen gesetzli-
chen Vorschriften vor. Nach Ansicht des Vorstands und des Aufsichtsrats ist diese Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre unter Gewichtung und Abwägung sämtlicher 
Umstände aus den nachfolgend erläuterten Gründen sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären angemessen. 

Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen er-
möglicht den Erwerb von Unternehmen, von Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Un-
ternehmen gegen Gewährung von Aktien. Oftmals wird bei derartigen Transaktionen von Seiten 
des Verkäufers eine Gegenleistung in Form von Aktien der Gesellschaft verlangt. Ebenso kann 
es aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesellschaft, insbesondere zur Schonung der 
Liquidität der Gesellschaft, geboten sein, dem jeweiligen Verkäufer neue Delticom-Aktien als Ge-
genleistung für ein Unternehmen, einen Unternehmensteil oder eine Unternehmensbeteiligung 
anzubieten. Gerade in Zeiten knapper liquider Mittel können Aktien aus genehmigtem Kapital 
eine aus Sicht der Gesellschaft sinnvolle Gegenleistung darstellen.  

Mittels des genehmigten Kapitals kann die Gesellschaft bei sich bietenden Chancen schnell und 
flexibel reagieren, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteili-
gungen an Unternehmen gegen Ausgabe neuer Aktien zu erwerben. Die vorgeschlagene Er-
mächtigung ermöglicht den Erwerb gegen Ausgabe von Delticom-Aktien und gleichzeitig eine 
weitere Stärkung der Eigenkapitalbasis der Gesellschaft. Zudem kann eine Sachkapitalerhöhung 
zum Zweck der Entschuldung der Gesellschaft eingesetzt werden, indem ein Gläubiger seine 
Forderungen gegen die Delticom AG in die Gesellschaft einbringt, mit der Folge, dass diese er-
löschen, und dafür neue Aktien erhält. 

Vorstand und Aufsichtsrat werden die Möglichkeit der Sachkapitalerhöhung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts aus dem genehmigten Kapital nur dann nutzen, wenn der Wert der neuen Aktien 
und der Wert der Gegenleistung (z.B. ein Unternehmen, ein Unternehmensteil, eine Unterneh-
mensbeteiligung oder eine Forderung) in einem angemessenen Verhältnis stehen. Wirtschaftli-
che Einbußen für die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre werden dadurch vermieden. 
Diese Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote – sofern sie dies wollen – durch 
Zukäufe an der Börse zu im Wesentlichen gleichen Preisen aufrecht zu erhalten. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für die Verwertung von Aktienspitzen ist 
erforderlich, um bei einer Kapitalerhöhung in jedem Fall ein praktikables Bezugsverhältnis dar-
stellen zu können, und dient also nur dazu, die Ausnutzung des genehmigten Kapitals mit runden 
Beträgen zu ermöglichen. Spitzen entstehen, wenn infolge des Bezugsverhältnisses oder des 
Betrages der Kapitalerhöhung nicht alle neuen Aktien gleichmäßig auf die Aktionäre verteilt wer-
den können. Ohne diese Ermächtigung würde insbesondere bei einer Kapitalerhöhung um einen 
runden Betrag die technische Durchführung der Kapitalerhöhung erschwert. Die Kosten eines 
Bezugsrechtshandels für die Aktienspitzen stehen in keinem Verhältnis zum Vorteil für die 



 
 

Delticom AG Hannover 
ISIN: DE0005146807  

WKN: 514680 
 

Seite 3 von 3 

 

Aktionäre. Die durch den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre für die Spitzen entstande-
nen bezugsrechtsfreien neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse (wenn mög-
lich) oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwäs-
serungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Aktienspitzen gering. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber von Wandlungs- oder 
Optionsrechten dient dem Zweck, den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den 
üblichen Verwässerungsschutzklauseln der Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen 
oder eine bare Zuzahlung an die Inhaber solcher Rechte leisten zu müssen. Verwässerungs-
schutzklauseln sind zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt erforderlich und schützen die 
Inhaber bzw. Gläubiger der Schuldverschreibungen vor Verwässerungen durch nachfolgende 
Aktienemissionen. Statt des Ausgleichs durch Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises 
oder Leistung einer baren Zuzahlung soll alternativ auch den Inhabern bzw. Gläubigern der 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten zum Schutz vor Verwässerung ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach 
Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zu-
stehen würde.  

Schließlich wird die Verwaltung bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen in einer Höhe bis zu 
maximal insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Ausschluss des Bezugsrechts 
ermächtigt, wobei der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft 
nicht wesentlich unterschreiten darf. Maßgeblich für die Berechnung der 10 %-Grenze ist das 
Grundkapital sowohl zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch zum Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung; keine dieser Grenzen darf überschritten werden. Auf die Begrenzung auf 
10 % des Grundkapitals wird die Verwaltung diejenigen Aktien anrechnen, die zur Bedienung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern und soweit 
die Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, aus denen sich diese Rechte ergeben, wäh-
rend der Laufzeit der Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 des 
Aktiengesetzes unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, sowie eigene Aktien, 
die während der Laufzeit der Ermächtigung in entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 
des Aktiengesetzes unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre veräußert werden.  

Der Gesellschaft wird es durch diese Ermächtigung ermöglicht, kurzfristig günstige Börsensitua-
tionen auszunutzen und ihre Eigenkapitalbasis weiter zu stärken. Die Interessen der existieren-
den Aktionäre der Gesellschaft werden bei einer Festsetzung des Ausgabepreises, der nicht we-
sentlich vom Börsenpreis abweicht, nicht unangemessen beeinträchtigt. Ihnen bleibt die Möglich-
keit, ihre Beteiligungsquote – sofern sie dies wollen – durch Zukäufe an der Börse zu im Wesent-
lichen gleichen Konditionen aufrecht zu erhalten. 

Über die Ausnutzungen des genehmigten Kapitals wird der Vorstand die Hauptversamm-
lung jeweils informieren. 

 
gez. der Vorstand 


